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FREIBERUFLER-TICKER vom 20. März 2026 

1. Gesetz zur Ausbildungsplatzumlage in Berlin im parlamentarischen Verfahren überarbeitet 

Die Regierungskoalition aus CDU und SPD in Berlin überarbeitete den Gesetzesentwurf zur 
Ausbildungsplatzumlage im März 2026. Künftig werden nur noch neu geschaffene 
Ausbildungsplätze aus einem Fonds gefördert, während Unternehmen mit einer 
Ausbildungsquote über 4,6 Prozent von der Abgabe befreit sind. Kleine Betriebe mit bis zu zehn 
Beschäftigten bleiben ebenfalls von der Zahlung ausgenommen, können aber dennoch 
Förderungen erhalten. Die Kosten für neue Ausbildungsplätze sollen vollständig und 
entsprechend tariflicher oder branchenspezifischer Vergütung erstattet werden. Die Abgabe soll 
erstmals 2028 erhoben werden und entfällt, wenn über drei Jahre hinweg jeweils mehr als 2.000 
zusätzliche Ausbildungsplätze entstehen. Der nächste Schritt für den Gesetzesentwurf ist die 
Diskussion und Verabschiedung im Parlament. Der BFB und der Verband der Freien Berufe in 
Berlin steht diesem Vorhaben sehr kritisch gegenüber. Statt die eigentlichen Probleme 
anzugehen, setzt dieser Gesetzesentwurf auf Zwang, Umverteilung und zusätzliche Bürokratie. 
Nötig wären bessere Berufsorientierung, ein funktionierender Übergang von der Schule in den 
Beruf und echte Unterstützung für Unternehmen, die ausbilden möchten.  

2. Ausbildungsmarkt: Benefits nur zweitrangig 

Deutsche Unternehmen setzen immer häufiger auf freiwillige Zusatzleistungen, auch Benefits 
genannt, um ihre Ausbildungsplätze zu bewerben. So verdoppelte sich etwa die Zahl der Online-
Anzeigen für Ausbildungsstellen, in denen ein Firmenticket angeboten wurde, von 2019 bis 2025. 
Hinweise auf Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld verdreifachten sich im selben 
Zeitraum ungefähr. Informationen über flexible Arbeitszeiten und zu vermögenswirksamen 
Leistungen tauchten 2025 jeweils fast viermal so oft in den Inseraten auf wie noch 2019. Die am 
häufigsten genannte Kategorie von Sonderleistungen sind Angebote zur inner- oder 
außerbetrieblichen Weiterbildung: 2025 nahm die Hälfte aller Ausbildungsanzeigen Bezug darauf, 
während das 2019 noch bei einem Drittel der Fall war. Das geht aus einer Datenanalyse hervor, 
für die der „Jobmonitor“ der Bertelsmann Stiftung 6,5 Millionen Online-Anzeigen für 
Ausbildungsplätze auswertete. Die Ergebnisse wurden Ende vergangener Woche veröffentlicht. 
Die Mitteilung greift auch Ergebnisse einer Befragung junger Menschen im Alter von 14 bis 25 
Jahren auf, die zeigt, dass diese Strategie nur bedingt Aussicht auf Erfolg hat: Danach gefragt, 
welche Informationen ihnen in einer Ausbildungsausschreibung wichtig sind, nennen sie vor allem 
die konkreten Tätigkeiten, die Höhe der Ausbildungsvergütung, die Arbeitszeiten sowie den 
Arbeitsort. Auch eine authentische Beschreibung der Unternehmenskultur sowie Angaben zum 
möglichen Gehalt nach der Ausbildung sind für sie von Interesse. Die Sonderleistungen belegen in 
der Prioritätenliste nur Platz acht von zehn. Insgesamt entsprechen die von den Unternehmen 
beworbenen Benefits den Bedürfnissen der potenziellen Auszubildenden recht gut. Bei 
entgeltähnlichen Leistungen, Weiterbildungen und Angeboten zur Gesundheitsförderung weicht 
die Häufigkeit der Nennungen in den Stellenanzeigen kaum von dem Anteil der befragten jungen 
Menschen ab, denen die jeweilige Zusatzleistung wichtig ist. Eine bedeutende Abweichung gibt 
es allerdings bei der betrieblichen Altersvorsorge: Während 40 Prozent der Befragten angeben, 
hierauf Wert zu legen, tauchen Informationen dazu in nur 22 Prozent aller online beworbenen 
Azubistellen auf. Laut Bertelsmann Stiftung gibt inzwischen jeder fünfte junge Mensch an, nach 
der Schule erst einmal arbeiten zu wollen, statt eine Ausbildung zu beginnen; von denen mit 
niedriger Schulbildung sogar jede, jeder vierte.  

https://www.zeit.de/news/2026-03/17/fraktionen-stellen-entwurf-fuer-ausbildungsplatzumlage-vor
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/unsere-projekte/chance-ausbildung/projektnachrichten/zusatzleistungen-fuer-auszubildende-attraktiv-aber-kein-allheilmittel
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3. Weiterentwicklung der Fachkräftestrategie der Bundesregierung 

Die Bundesregierung startete Ende vergangener Woche mit einer ersten regionalen 
Fachkräftewerkstatt den Prozess zur Weiterentwicklung der Fachkräftestrategie. Dabei werden 
Unternehmen, Länder und Arbeitsmarktakteure einbezogen, um konkrete Bedarfe und Lösungen 
vor Ort zu identifizieren. Ziel ist es, neue politische Maßnahmen zur Sicherung der Fachkräftebasis 
in Deutschland zu entwickeln. Die branchen- und ressortübergreifende Fachkräftestrategie der 
Bundesregierung beschreibt seit 2022 fünf Handlungsfelder, in denen Potenziale für die 
Fachkräftegewinnung und -sicherung bestehen. Diese sind Ausbildung, Weiterbildung, 
Fachkräfteeinwanderung, Arbeitskultur sowie die Erwerbspersonenpotenziale, unter anderem 
von Frauen, Älteren oder Menschen mit Behinderungen. Im Zuge der Weiterentwicklung der 
Fachkräftestrategie werden neue Schwerpunkte gesetzt, unter anderem der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz und Digitalisierung sowie eine stärkere Vernetzung der beteiligten 
Akteurinnen und Akteure. Das fortgeschriebene Impulspapier zur Fachkräftestrategie gibt es hier.  

4. IfM Bonn: KI verändert Fachkräftebedarf 

Künstliche Intelligenz (KI) ist im Mittelstand angekommen: 2025 nutzte rund 25 Prozent der 
kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland KI – deutlich mehr als im EU-Durchschnitt 
(19 Prozent) und ein klarer Anstieg gegenüber 2024 (ebenfalls 19 Prozent). Der KI-Einsatz dient 
aktuell vor allem der Entlastung bei Routinetätigkeiten. Laut einer Mitteilung des Instituts für 
Mittelstandsforschung (IfM) Bonn vom 17. März 2026 können dadurch kurzfristig 
Fachkräfteengpässe gemildert werden. Langfristig verändert KI laut der Autorinnen und Autoren 
Tätigkeitsprofile jedoch grundlegend und erhöht den Bedarf an entsprechend qualifizierten 
Beschäftigten. Daher müssen Aus- und Weiterbildungssysteme rasch angepasst werden, um 
Wettbewerbsnachteile zu vermeiden. Hemmnisse bleiben insbesondere fehlende digitale 
Kompetenzen, Unsicherheit bei der Auswahl geeigneter Anwendungen sowie Defizite bei 
Dateninfrastruktur, Datenqualität und Datenschutz.  

5. Bundeskabinett beschließt Nationale Wirtschaftsschutzstrategie 

Bei seiner Sitzung am 18. März 2026 brachte das Bundeskabinett die Strategie auf den Weg. Der 
damit verfolgte staatlich organisierte Wirtschaftsschutz zielt laut Mitteilung der Bundesregierung 
auf die Stärkung der Widerstandsfähigkeit der Wertschöpfungs- und Lieferketten sowie von 
Forschung, Innovation und Entwicklung deutscher Unternehmen ab. Im Fokus steht dabei 
insbesondere der Schutz vor physischen, digitalen und hybriden Bedrohungen. Angestrebt wird 
ein integrierter Wirtschaftsschutz, bei dem alle Bereiche der Politik, Behörden und Wirtschaft eng 
zusammenarbeiten. In der Strategie sind drei Kernziele formuliert: (1) die Weiterentwicklung der 
Rahmenbedingungen für Unternehmen und des Leistungsportfolios der Sicherheitsbehörden, 
(2) die kollektive Steigerung der Widerstandsfähigkeit durch die Zusammenarbeit der staatlichen 
und privaten Akteure und (3) die individuelle Steigerung der Widerstandsfähigkeit in Wirtschaft 
und Wissenschaft. Der BFB unterstreicht die Bedeutung der Freien Berufe für die Resilienz von 
Gesellschaft und Wirtschaft und thematisiert auch die Cybersicherheit.  

6. Unternehmensinsolvenzen 2025 

2025 registrierten die deutschen Amtsgerichte 24.064 beantragte Unternehmensinsolvenzen. 
Wie das Statistische Bundesamt Ende vergangener Woche mitteilte, waren das 10,3 Prozent mehr 
als im Vorjahr, nachdem die Zahl bereits 2024 und 2023 jeweils um mehr als 20 Prozent 
angestiegen war (2024 zum Vorjahr plus 22,4 Prozent, 2023 zum Vorjahr plus 22,1 Prozent). Höher 
als 2025 hatte die Zahl der Unternehmensinsolvenzen zuletzt 2014 mit 24.085 Fällen gelegen. 
Während der Finanz- und Wirtschaftskrise 2009 war die Zahl der Unternehmensinsolvenzen auf 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachkraeftestrategie/impulspapier-weiterentwicklung-fachkraeftestrategie.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.ifm-bonn.org/fileadmin/data/redaktion/publikationen/ifm_materialien/dokumente/IfM-Materialien-312-2026.pdf
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kabinett-wirtschaftsschutz-2412548
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/03/PD26_085_52411.html?nn=2110
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32.687 Fälle gestiegen. 2025 beliefen sich die Forderungen aus Unternehmensinsolvenzen auf 
47,9 Milliarden Euro und lagen damit unter dem Vorjahreswert von 58,1 Milliarden Euro. Die 
höchste Insolvenzhäufigkeit verzeichnete der Bereich „Verkehr und Lagerei“, gefolgt von 
Gastgewerbe, Bau und sonstigen Dienstleistungen. Im Dezember 2025 stiegen die Insolvenzen um 
13,7 Prozent auf 2.037 Fälle.  

7. EU: Nutzung von E-Government 

2025 nutzten 71,9 Prozent der 16- bis 74-Jährigen in der Europäischen Union (EU) Online-
Angebote öffentlicher Behörden – nach 70 Prozent 2024 und 67,6 Prozent 2022. Spitzenreiter 
waren Dänemark mit 98 Prozent, die Niederlande mit 96,2 Prozent, Finnland mit 96,1 Prozent und 
Schweden mit 96 Prozent. Die niedrigsten Werte verzeichneten Rumänien mit 24,1 Prozent, 
Bulgarien mit 36 Prozent und Italien mit 57,7 Prozent. Der Wert für Deutschland beläuft sich auf 
66,5 Prozent. Bezogen auf die gesamte EU wurden am häufigsten Informationen zu Leistungen, 
Gesetzen oder Öffnungszeiten abgerufen (44,2 Prozent), gefolgt vom Zugriff auf persönliche 
Daten (41,3 Prozent) und der Abgabe von Steuererklärungen (38,2 Prozent). Ebenfalls verbreitet 
waren Terminvereinbarungen (38,1 Prozent), das Herunterladen von Formularen (36,7 Prozent) 
sowie der Empfang offizieller Dokumente (36,6 Prozent). Seltener wurden Bescheinigungen 
beantragt (20,8 Prozent), Register eingesehen (20,7 Prozent), Leistungen beantragt (18,1 Prozent) 
oder sonstige Anfragen und Beschwerden gestellt (5,7 Prozent). Das teilte das statistische Amt 
der EU Ende vergangener Woche mit. Der BFB setzt sich in diesem Bereich für weitere 
Vereinfachungen und bessere digitale Verfahren ein.  

8. EU: Lebenserwartung steigt auf 81,5 Jahre 

Die Lebenserwartung in der Europäischen Union (EU) ist 2024 leicht auf 81,5 Jahre gestiegen und 
liegt damit wieder über Corona-Niveau. Frauen werden im Schnitt 84,1 Jahre alt, Männer 
78,9 Jahre – ein Unterschied von 5,2 Jahren. Besonders groß ist die Lücke in Lettland (9,8 Jahre), 
Litauen (8,6 Jahre) und Estland (8,4 Jahre), am geringsten in den Niederlanden (2,8 Jahre), 
Schweden (3,1 Jahre) und Irland (3,4 Jahre). Die Werte für Deutschland liegen bei 78,9 Jahren für 
Männer und 83,5 Jahren für Frauen, der Durchschnitt beträgt 81,2 Jahre. Das teilte das statistische 
Amt der EU Ende vergangener Woche mit.  

 

 

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260312-1
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260313-3
http://www.linkedin.com/company/bundesverband-der-freien-berufe/

